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«Geld macht 
glücklich.» 

 (Der Demografie-
Wissenschaftler Bernd 
Raffelhüschen am Don-
nerstag bei der Vorstel-
lung des «Glücksatlas 
2018» der Deutschen 
Post in Hamburg) 
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In dieser Ausgabe:

Der Weltklimarat hat 
am  Montag, dieser Wo-
che einen Sonderbe-
richt über die Folgen 
einer globalen Erwär-
mung um 1,5 Grad Cel-
sius vorgelegt. 

Im Bericht wird gefor-
dert, den Weg der 
Tre ibhaus-
gasreduktion 
konsequent 
weiterzuge-
hen –  natio-
nal wie in-
ternational. 
Deshalb ist 
es wichtig, 
dass die 
Staatenge -
meinschaft bei der an-
stehenden Weltklima-
konferenz in Kattowitz 
weiter intensiv an der 
Umsetzung des Pariser 
Klimaabkommens ar-
beitet. Die Bundesre-
gierung will  vorange-
hen, aber ohne Beteili-
gung der anderen Staa-
ten der Welt wird  das 
wenig nützen. 

Um auf nationaler Ebe-
ne weiterhin intensiv 
an der Erreichung un-
serer Klimaziele zu ar-
beiten müssen alle Sek-
toren – Energie, In-
dustrie, Verkehr, Ge-
bäude und Landwirt-
schaft - ihren Beitrag 
leisten. Nur so lassen 
sich die im Klima-
schutzplan 2050 festge-

legten Ziele für ihren 
Sektor erreichen. Auf 
der Basis von Maßnah-
menplänen der einzel-
nen Ressorts wird der 
Gesetzgeber dann im 
Laufe des nächsten 
Jahres ein Gesetz zur 
Erreichung der Klima-
ziele erarbeiten. Dabei 

setzen wir 
v e r s t ä r k t 
auf An-
reizsysteme 
in allen Be-
reichen an-
statt auf 
V e r b o t e , 
denn Kli-
m a s c h u t z 

gelingt nur, wenn wir 
die Menschen mitneh-
men. 

Es besteht kein Zweifel, 
dass die Kohle zur Er-
reichung unserer natio-
nalen Klimaziele einen 
nennenswerten Beitrag 
leisten muss. Aber wir 
müssen dabei den Men-
schen in den betroffe-
nen Gebieten neue Per-
spektiven aufzeigen. In 
der Industrienation 
Deutschland muss es 
gelingen, dass wir 
durch die Entwicklung 
von Umweltinnovatio-
nen weitere Arbeitsplät-
ze schaffen und damit 
Ökonomie und Ökologie 
in Einklang bringen. 
Die im Sommer einge-
setzte Strukturwandel-

kommission wird in den 
nächsten Monaten einen 
Plan zur schrittweisen 
Reduzierung der Kohle-
verstromung inklusive 
eines Abschlussdatums 
erarbeiten. Dabei steht 
es für uns im Vorder-
grund, den Strukturwan-
del zu gestalten und die 
betroffenen Regionen da-
bei zu unterstützen. 

Die Staatengemeinschaft 
hatte sich 2015 auf der 
Weltklimakonferenz in 
Paris auf ein völkerrecht-
lich verbindliches Klima-
abkommen geeinigt mit 
dem Ziel, die Erderwär-
mung auf 2 Grad Celsius, 
wenn möglich auf 1,5 
Grad Celsius im Ver-
gleich zum vorindustriel-
len Zeitalter zu begren-
zen. In seinem Sonderbe-
richt über die Folgen ei-
ner globalen Erwärmung 
um 1,5 Grad Celsius ge-
genüber vorindustriellem 
Niveau und die damit 
verbundenen globalen 
Treibhausgaspfade legt 
der Weltklimarat dar, 
dass die Risiken auf un-
ser Ökosystem, die Nah-
rungs- und Wasserver-
sorgung oder die mensch-
liche Gesundheit bei ei-
ner Erwärmung um 1,5 
Grad Celsius zwar be-
reits vorhanden sind, bei 
einer Erderwärmung um 
zwei Grad Celsius jedoch 
viel weitreichender sind. 

Klimaschutz voranbringen 

Freitag 12.Oktober 2018 
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und für das vierte und jedes 
weitere Kind 235 Euro betra-
gen. Auch der Kinderfreibetrag 
steigt entsprechend. 

Zusätzlich gewinnen Familien, 
aber auch alle anderen Steuer-
pflichtigen, durch die Anhe-
bung des Grundfreibetrages 
und den Abbau der kalten Pro-
gression. 

Die Effekte der sog. kalten Pro-
gression treten nicht mehr ein, 
da wir die Tarifeckwerte – wie 

bereits seit 
2014 – um die 
Wirkung der 
Inflation ver-
schieben wol-
len. Die kalte 
Progression soll 
für 2018 und 

2019 wieder (wie auch in den 
Vorjahren) komplett neutrali-
siert werden. Für 2019 und 
2020 verschieben wir die Tarif-
e c k w e r t e  u m  1 , 8 4  % 
(voraussichtliche Inflationsrate 
für 2018) und um weitere 
1,95 % (voraussichtliche Inflati-
onsrate für 2019). 

Am Donnerstag fand die erste 
Lesung zum Entwurf des Ge-
setzes zur steuerlichen Ent-
lastung der Familien sowie 
zur Anpassung weiterer steu-
e r l i c h e r  R e g e l u n g e n 
(FamilienentlastungsG) statt.  

Durch sparsame Haushalts-
führung und die gute wirt-
schaftliche Lage sprudeln 
derzeit die Steuereinnahmen. 
Einen Teil dieser Einnahmen 
wollen wir den Bürgerinnen 
und Bürgern 
unmittelbar 
z u r ü c k g e -
ben. Insbe-
sondere Fa-
milien sollen 
allein mit 
diesem Vor-
haben bis 2022 um fast 35 
Mrd. Euro entlastet werden. 

So soll das Kindergeld ab 
dem 1. Juli 2019 um 10 Euro 
angehoben werden. Damit 
wird das monatliche Kinder-
geld für das erste und zweite 
Kind zukünftig je 204 Euro, 
für das dritte Kind 210 Euro 

Ferner wird der Grundfreibe-
trag für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer bis zum 
Jahr 2020 auf 9.408 Euro er-
höht. Er soll damit um 408 
Euro steigen.  

Die hier auf den Weg ge-
brachten Entlastungen kön-
nen nur ein erster Schritt 
sein. Eine weitere Steuerent-
lastung der Leistungsträger 
mit unteren und mittleren 
Einkommen ist nötig. So wol-
len wir das Kindergeld zum 1. 
Januar 2021 um weitere 15 
Euro anheben. Parallel wird 
auch der Kinderfreibetrag 
weiter erhöht. Entsprechen-
des gilt für den Grundfreibe-
trag. 

Zudem haben wir bereits den 
Abbau des Solidaritätszu-
schlages für 90 Prozent der 
Soli-Zahler ab 2021 fest im 
Koalitionsvertrag vereinbart. 
Jetzt prüfen wir darüber hin-
aus, wie wir über den Koaliti-
onsvertrag hinaus beim Soli-
daritätszuschlag schneller 
und umfänglicher entlasten. 

Steuerliche Entlastungen auf dem Weg 

Wirtschaftsaussichten weniger rosig 
Energiepreise und der Fach-
kräftemangel. All das bremst 
Unternehmen.  

Wir sollten daher  aufhören, die 
Unternehmen mit neuen Regu-
lierungen, z.B. im Arbeits-
markt, zu gängeln, mit neuer 
Bürokratie zu belasten oder 
ideologisch begründete Projek-
te, wie einen beschleunigten 
nationalen Kohleausstieg vo-
ranzutreiben.  

Stattdessen gilt es, die Weichen 
für Wettbewerbsfähigkeit und 
zukünftiges Wachstum zu stel-
len. Dazu zählt auch ein gelun-
genes Fachkräftezuwande-

Die Bundesregierung hat  
ihre Wachstumsprognose für 
dieses Jahr von 2,3 Prozent 
auf 1,8 Prozent und für kom-
mendes Jahr von 2,1 Prozent 
auf 1,8 Prozent gesenkt. Die 
Unsicherheit über die Ausge-
staltung des Brexits, welt-
weite protektionistische Ten-
denzen, der Handelskonflikt 
zwischen den USA und Chi-
na, die Wirtschaftskrisen in 
der Türkei und Argentinien 
beeinträchtigen die deutsche 
Konjunktur. Hinzu kommen 
hausgemachte Herausforde-
rungen, wie eine schleppende 
Digitalisierung, steigende 

rungsregime, um den Bedarf 
am Arbeitsmarkt zu sichern.  

Im Außenhandel gilt uns die 
Prämisse: Multilateralismus 
statt Nationalismus, Freihan-
del statt Handelsbarrieren und 
Abschottung. Wir brauchen ei-
ne ‚Koalition der Willigen für 
den Freihandel‘ bilden. Zudem 
ist der Umbau der Energiever-
sorgung so auszugestalten, dass 
Versorgungssicherheit, Wettbe-
werbsfähigkeit und Umweltver-
träglichkeit gleichermaßen ge-
währleistet sind. Dabei gilt der 
Dreiklang: mehr Markt, mehr 
Wettbewerb, mehr Europa. 
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Sichere, verlässliche und ver-
trauenswürdige IT- und Compu-
tersysteme sind die Grundlage 
für eine erfolgreiche Digitalisie-
rung und das Vertrauen der 
Menschen in neue Technologien. 
Diesen Donnerstag hat das Bun-
desamt für Sicherheit in der In-
formationstechnik (BSI) seinen 
Lagebericht vorgelegt, der auf-
zeigt wie die Herausforderun-
gen durch Cyber-Angriffe weiter 
wachsen - nicht nur privat, son-
dern insbesondere auch für den 
Schutz kritischer Infrastruktu-
ren.  

Wir werden daher weiter tatkräf-
tig daran arbeiten, die Rahmen-
bedingungen für sichere und ver-
trauenswürdige Digitalisierung 
kontinuierlich zu verbessern. Wir 
werden das IT-Sicherheitsgesetz 
fortschreiben,  die IT-Sicherheits-
standards für internetfähige Pro-
dukte stärken und das Bundes-
amt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik (BSI) in seiner 
Rolle als unabhängige und neut-
rale Beratungsstelle für Fragen 
der IT stärken. 

 Gleichzeitig wird die Gründung 

zogen. Damit bleibt er weiterhin 
eine Gefahr für die Region sowie 
für Deutschland und Europa. 
Deswegen ist es wichtig, dass 
die internationale Koalition aus 
über 70 Staaten ihren Kampf 
gegen den IS-Terror fortsetzt. 
Daran wird sich auch Deutsch-
land weiter beteiligen.  

So werden wir unsere Luftauf-
klärung und Luftbetankung der 
internationalen Koalition für 
ein weiteres Jahr zur Verfügung 
stellen, planen jedoch den Ab-
zug der Luftwaffenverbände 

zum Mandatsende. Außerdem 
setzen wir unsere Beratung 
und Ausbildung irakischer Si-
cherheitskräfte im ganzen 
Land fort. 

Die Stabilisierung des Irak ist 
der Schlüssel für die Zukunft 
der ganzen Region. Wir wollen 
unsere Strategie für den Na-
hen und Mittleren Osten fort-
setzen und zum Erfolg brin-
gen. Diese Region braucht ne-
ben Diplomatie und humanitä-
rer Hilfe auch den Einsatz mi-
litärischer Mittel.   

Der Bundestag debattierte 
am Donnerstag in erster Le-
sung das Mandat zur fortge-
setzten Beteiligung der Bun-
deswehr an der Bekämpfung 
des IS-Terrors und zur Stabi-
lisierung des Iraks.  

Die IS-Terrorgruppe ist in 
Syrien und Irak militärisch 
geschlagen. Sie hat ihre Herr-
schaft über weite Gebiete die-
ser Staaten verloren. Doch 
verschwunden ist der IS da-
mit nicht, er hat sich lediglich 
in den Untergrund zurückge-

Kampf gegen IS fortsetzen 

der Agentur für Innovation in 
der Cybersicherheit sicherstel-
len, dass den Herausforderun-
gen auch technisch auf Augen-
höhe begegnet werden kann. 
Nicht zuletzt bleibt es eine 
wichtige Aufgabe, Nutzerinnen 
und Nutzer für das Thema IT-
Sicherheit und einen bewuss-
ten Umgang damit zu sensibi-
lisieren, denn IT-Sicherheit 
fängt bei jedem einzelnen an. 
Das gilt z.B. durch die Nut-
zung sicherer Passwörter im 
privaten Bereich oder regelmä-
ßige Software-Updates. 

Cyber-Sicherheit verbessern 

von der Maut ausgenommen 
sein. Außerdem werden erst-
mals die Lärmbelastungskosten 
einbezogen. Damit sollen Anrei-
ze für die Anschaffung umwelt-
freundlicher, leiser Lkw erzeugt 
werden. Als weiteren Anreiz 
gibt es seit diesem Jahr bereits 
eine neue Förderung für ener-
gieeffiziente bzw. CO2-arme 
Lkw. 

Wir setzen uns dafür ein, dass 
künftig land- und forstwirt-

schaftliche Fahrzeuge von der 
Mautpflicht ausgenommen 
werden, um land- und forst-
wirtschaftliche Unternehmen 
von Bürokratie und Kosten zu 
entlasten. Die Mautbefreiung 
soll ausschließlich für land- 
oder forstwirtschaftliche Fahr-
zeuge gelten, die maximal 60 
km/h fahren können und für 
solche Zwecke eingesetzt wer-
den, nicht jedoch für den Gü-
tertransport. 

Mit dem Gesetz zur Ände-
rung des Bundesfernstraßen-
mautgesetzes, das aktuell im 
Bundestag beraten wird, sol-
len die Lkw-Mautsätze zum 
1. Januar 2019 angepasst 
werden. Im Kern geht es bei 
der Reform darum, für mehr 
Gerechtigkeit bei den Tarifen 
zu sorgen. So sollen schwere-
re Fahrzeuge, die die Straßen 
stärker beanspruchen, auch 
stärker finanziell belastet 
werden. Elektro-Lkw sollen 

Mautfreiheit für Elektro–Lkw und Landwirtschaft 
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„Fußgängerinnen und Fußgänger 
sind die blinden Flecken der Ver-
kehrspolitik“ 
(Maria Krautzberger, Präsidentin des Umweltbundesamtes, am Don-
nerstag bei der Vorstellung der neuen Fußverkehrsstrategie der Behör-
de)   

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
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Stark - Kompetent - Bürgernah 

gen in Bereichen wie der Pflege 
oder im Hotel– und Gaststät-
tenbereich sicherstellen zu 
können, brauchen wir qualifi-
zierte Fachkräfte auch aus 
Drittstaaten. Mit dem derzeiti-
gen Koalitionsvertrag der Gro-
Ko wurde eine gezielte - auf 
unsere Wirtschaft und Gesell-
schaft abge-
stimmte - Öff-
nung im Be-
r e i c h  E r -
werbsmigration 
b e s c h l o s s e n . 
Wir wollen ge-
eignete Hoch-
schulabsolventen, aber auch 
Fachkräfte mit qualifizierter 
Berufsausbildung aus dem 
Ausland für unseren Arbeits-
markt gewinnen. Eine Zuwan-
derung in die sozialen Siche-
rungssysteme soll verhindert 
werden. 

Gleichzeitig wollen wir die Po-
tentiale der Personen mit 
Fluchthintergrund, die auf-
grund ihres Aufenthaltsstatus 
bereits eine Beschäftigung in 
Deutschland ausüben dürfen, 
für unseren Arbeitsmarkt nut-
zen. Am Grundsatz der Tren-
nung von Asyl und Er-
werbsmigration halten wir da-
bei fest. Wir werden im Aufent-
haltsrecht klare Kriterien für 
einen verlässlichen Status Ge-
duldeter definieren, die durch 
ihre Erwerbstätigkeit ihren 
Lebensunterhalt sichern und 
gut integriert sind. 

Die Koalitionsspitzen haben 
sich über Eckpunkte zur 
Fachkräfteeinwanderung aus 
Drittstaaten geeinigt. Mit 
dem Fachkräfteeinwande-
rungsgesetz soll eine Grund-
lage für eine kontrollierte 
Einwanderung von Fachkräf-
ten in unser Land geschaffen 
werden. Es geht darum, den 
heutigen und zukünftig ab-
sehbaren Bedarf am Arbeits-
markt zur Erwirtschaftung 
unseres Wohlstandes und so-
zialer Sicherheit zu sichern. 
Es sollen klare Regeln dafür 
geschaffen werden, wer zu 
uns kommen darf und wer 
nicht.  

Die deutsche Wirtschaft 
wächst, und noch nie waren 
so viele Menschen in Beschäf-
tigung wie heute. Damit das 
auch so bleibt, braucht unser 
Land Fachkräfte. Fachkräfte, 
die mit ihrer Arbeit Wirt-
schaftswachstum schaffen 
und weitere Arbeitsplätze 
absichern. Dazu werden wir 
uns zunächst auf unsere in-
ländischen Potentiale kon-
zentrieren und dabei insbe-
sondere die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie ver-
bessern, die Stärkung der du-
alen Ausbildung vorantreiben 
und die Weiterbildung deut-
lich ausbauen. 

Wir wollen außerdem weiter-
hin innerhalb der EU um 
Fachkräfte werben. Um aber 
auch zukünftig Dienstleistun-

Die Bundesregierung soll nun 
auf der Basis dieser beschlosse-
nen Eckpunkte einen Entwurf 
für ein Fachkräfteeinwande-
rungsgesetz vorlegen.  

Vertiefte Diskussionen wird es 
mit Blick auf die Regelungen 
für einen „Spurwechsel“ bereits 

geduldeter Migranten 
geben  müssen, die 
einen dauerhaften 
Aufenthaltsstatus 
unabhängig von ihrer 
fachlichen Qualifika-
tion und dem Bedarf 
auf Seiten des deut-
schen Arbeitsmarktes 

erhalten sollen, wenn sie ihren 
Lebensunterhalt selbst bestrei-
ten und gut integriert sind. Ille-
gale Einreise sollte in keinem 
Fall belohnt werden. 

Auch der von den Koalitions-
spitzen vorgesehene grundsätz-
liche Wegfall sowohl der Vor-
rangprüfung als auch der Be-
schränkung auf Engpassberufe 
ist insofern unverständlich, als 
dies gerade nicht mit dem Fach-
kräftemangel begründet wer-
den kann. Dies kann auch zu 
nicht wünschenswerter Kon-
kurrenz zwischen einheimi-
schen und zugewanderten 
Fachkräften in Berufen, in de-
nen kein Fachkräftemangel 
herrscht oder sich abzeichnet, 
führen.  

Es dürfen über dieses Gesetz 
keine Menschen ins Land gelas-
sen werden, die uns nicht nach-
haltig weiterhelfen.   

Fachkräfteeinwanderung 


